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Bundesrepubik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Dezember 1954 

6 — 65304 — 2672/54 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Vierundzwanzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 

Der Stellvertreter -des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf einer Vierundzwanzigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages; 

§ 1 

In der Siebenten Verordnung über Zoll- 
satzänderungen vom 14. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 921) werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1954 in § 2 die Worte „bis 
zu einer Gesamtmenge von 6000 t im Ka- 


lenderjahr“ geändert in „bis zu einer Ge- 
samtmenge von 9500 t im Kalenderjahr“. 

§2 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Durch die Siebente Verordnung über Zollsatz- 
änderungen wurde im Sommer des Jahres 
1953 für Aluminium ein zollfreies Jahres- 
kontingent von 6000 t errichtet. 

Die an die Errichtung des Kontingents ge- 
knüpften Erwartungen haben sich erfüllt. 
Der Bedarf an Aluminium hat im Jahre 1954 
jedoch in einem Maße zugenommen, daß eine 
Erhöhung des durch die Siebente Verordnung 
über Zollsatzänderungen festgelegten Kon- 
tingents von 6000 t aus Versorgungsgründen 
erwünscht ist. Der Absatz der deutschen Alu- 


miniumerzeugung wird dadurch nicht ge- 
fährdet. 

Die vorliegende Verordnung sieht deshalb die 
Erhöhung des zollfreien Jahreskontingents 
von 6000 t auf 9500 t vor. 

Voraussetzung für die zollfreie Einfuhr der 
9500 t ist, — wie auch bei dem bereits be- 
stehenden Kontingent von 6000 t — daß die 
Ausfuhr einer 4V2fachen Menge Aluminium- 
oxyd nachgewiesen wird. Dies hat den Vor- 
teil, daß die in der Bundesrepublik vorhan- 
dene Überkapazität der Tonerdeindustrie 
besser ausgenutzt wird. 



